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Von Michael Kniess

Lebensmittelüberwachung, Glyphosat
in der Landwirtschaft, Qualitäts- und
Herkunftsnachweise oder
Lebensmittel-Ampel – die Liste an
Themen, die es für Christian Schmidt
als Bundesminister für Ernährung und
Landwirtschaft zu bewältigen gilt, ist
lang. Im Presseclub Nürnberg stellte
sich der CSU-Politiker aus Obernzenn
den Fragen von NZ-Chefredakteur
Stephan Sohr.

NÜRNBERG — Ernährung oder Land-
wirtschaft? Die Frage, welcher
Bereich ihn derzeit mehr fordert, kön-
ne er zwar nicht beantworten, stellte
Christian Schmidt klar. Sicher sei
dagegen: „Die Ernährung ist ein The-
ma, das zunehmend an Bedeutung
gewinnt.“ Für manche sei die Ernäh-
rung von quasi-religiöser Bedeutung.
Auch die Befassung mit der Landwirt-
schaft habe sich gewandelt – weg von
reiner Agrarpolitik hin zu einer gesell-
schaftspolitischen Auseinanderset-
zung. Der Minister unterstrich des-
halb seine Forderung nach mehr
Ernährungsbildung im Schulunter-
richt, um die Urteilsfähigkeit der Ver-
braucher zu verbessern.

Der Lebensmittel-Ampel erteilt
Christian Schmidt dagegen erneut
eine Absage: Diese kläre nur schein-
bar über den gesundheitlichen Wert
eines Produkts auf und sei in seinen
Augen eine unzulässige Vereinfa-
chung. Stattdessen plädierte der
Ernährungsminister für eine abgestuf-
te Verbraucherinformation: Neben
einer kurzen und präzisen Basis auf
der Lebensmittelpackung selbst
sprach er sich dafür aus, Informations-
bedürfnissen auf einer höheren Ebene
nachzukommen. Ein für ihn denkba-
rer Weg: das Einbinden von digitalen
QR-Codes. Gleichzeitig erneuerte er

seine Forderung nach der Ablösung
des Mindesthaltbarkeitsdatums durch
ein realistisches Verbrauchsverfalls-
datum, um die Lebensmittelver-
schwendung zu bremsen. Handlungs-
bedarf sieht Christian Schmidt zudem
bei überdimensionierten Packungsgrö-
ßen im Handel. Diese dienten nur
dazu, dass mehr verbraucht und mehr
weggeworfen werde.

Auch ein weiterer, für den Verbrau-
cher oft nicht zu durchschauender
Dschungel soll nach dem Willen des
Ministers gelichtet werden: „Statt
dem Wirrwarr aus unterschiedlichs-
ten Siegeln, Qualitäts- und Herkunfts-
nachweisen der Lebensmitteleinzel-
handelsketten benötigen wir objekti-
vierbare Kriterien, die institutionali-
sierte Werbeaussagen ablösen.“ Mit
einem staatlichen Label, dem die Ver-
braucher vertrauten, sei es möglich,
nach Tierwohl-Kriterien erzeugtes
Fleisch eindeutig zu kennzeichnen
und dafür die notwendigen Mehrprei-

se durchzusetzen. Gleich-
zeitig betonte Schmidt
sein Ziel, die Ökofläche in
Deutschland bis 2020 fast
zu verdreifachen: „20 Pro-
zent der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche soll
bis dahin ökologisch
bewirtschaftet werden,
um den wachsenden
Bedarf an Bio-Lebensmit-
teln stärker durch heimi-
sche Öko-Produkte abde-
cken zu können.“ Nach
dem Streit in der Bundes-
regierung über sinkende
Schadstoff-Grenzwerte für
Bio-Lebensmittel machte
Schmidt seinen Stand-
punkt klar: „Mir geht es
um einen ganzheitlichen
Ansatz in der Produktions-
weise. Die Betriebe stehen

vor der Herausforderung, eine immer
größer werdende Nachfrage bedienen
zu müssen und dabei nicht ihre Seele
zu verlieren.“

Dasselbe gilt für den weiteren Dis-
put mit seiner Kabinettskollegin, Bun-
desumweltministerin Barbara Hend-
ricks (SPD), die sich gegen die von der
EU-Kommission vorgeschlagene
Zulassung des Unkrautvernichters
Glyphosat stellt. Anders als Christian
Schmidt: Der CSU-Politiker ist für
eine Verlängerung der Genehmigung.
Er verwies dabei erneut auf wissen-
schaftliche Untersuchungen der
zuständigen deutschen und europäi-
schen Behörden. Gesprächsbedarf
sieht der Minister auch in Bezug auf
die Kontrolle von Lebensmitteln. „Es
ist nach wie vor ein Problem, dass wir
bundesweit keinen einheitlichen Buß-
geldkatalog haben und uns in der
Koalition über keine Form der rechts-
sicheren Veröffentlichung von Verstö-
ßen einigen konnten“, kritisierte er.

Die Vereinigten Staaten wollen
Sanktionen gegen Russland ver-
hängen, die auch den Energiesek-
tor betreffen. Damit stehen auch
alle Staaten auf der „schwarzen
Liste“ der Vereinigten Staaten, die
sich an Energieprojekten mit Russ-
land beteiligen, wie zum Beispiel
Deutschland. Theoretisch könn-
ten Unternehmen, die in Joint Ven-
tures mit russischen Energiepro-
jekten engagiert sind, in den Verei-
nigten Staaten quasi Handelsver-
bot erhalten.

Wenn Wirtschaftsministerin Bri-
gitte Zypries das nun als völker-
rechtswidrig kritisiert, mag sie
Recht haben. Aber darauf kommt
es nicht wirklich an, weil die Verei-
nigten Staaten wie alle Großmäch-
te das internationale Völkerrecht
nur insoweit für verbindlich hal-
ten, als es ihnen selbst nützt.

Sekundäre Auswirkungen der
Sanktionen auf Drittstaaten, wie
sie die deutsche Politik und die
EU jetzt kritisieren, hat es schon
häufig gegeben. Nur waren die
Sanktionsmechanismen oft unter
eventuell betroffenen Staaten
abgesprochen. Deshalb war etwa
der Energiesektor bei den interna-
tionalen Sanktionen gegen Russ-
land wegen der Krim-Annexion
bisher ausgeblendet. Manchmal
wurden Auswirkungen auf Dritte
zähneknirschend akzeptiert oder
basierten auf einer Resolution des
UN-Sicherheitsrats. Als Beispiel
sei die internationale Ächtung

Irans wegen seines Atompro-
gramms genannt.

Der Beschluss ist ein klassi-
sches Beispiel für „America first“
ohne Rücksicht auf Dritte, wie es
die Wähler von ihrem Präsidenten
Donald Trump erwarten. Die Fra-
ge ist nicht nur, ob Russland sich
davon beeindrucken lässt. Und
ob die Vereinigten Staaten tat-
sächlich davon profitieren oder ob
es nur um einen Machtkampf zwi-
schen Parlament und Präsident in
Washington geht, was Beobach-
ter vermuten. Nachdem die US-
Regierung bereits Gespräche mit
den Verbündeten über mögliche
Auswirkungen angekündigt hat,
sollten Bundesregierung und EU
erst einmal abwarten. Nichts wird
so heiß gegessen wie es gekocht
wird. Da man Völkerrechtskonfor-
mität in diesem Bereich ohnehin
kaum einklagen kann, bleibt als
Gegenmaßnahme nur der Beginn
eines Handelskriegs. Den sollte
Europa solange wie möglich ver-
meiden.

Auf der anderen Seite wirft die-
ses Problem wieder ein Schlag-
licht auf eine gewisse Abhängig-
keit Deutschlands von russi-
schem Erdgas. Es schadet nicht,
sie langfristig zu verringern, auch
wenn dabei deutsche Joint Ventu-
res mit Russland etwas weniger
profitieren. Norwegen als Partner
verursacht bei vielen sicher weni-
ger politische Bauchschmerzen.
 THOMAS RIETIG

Martin Kind hat zwar Millionen
mit Hörgeräten verdient. Gegen-
über seinen Fans gibt sich der Prä-
sident des Bundesligavereins Han-
nover 96 jedoch weitgehend taub.
Im Kampf gegen die eigenen Fans
scheint ihm so der Durchbruch
gelungen zu sein. Die 50+1-Rege-
lung, die dem Stammverein eine
Mehrheit garantieren soll, wird
wohl aufgrund einer
Ausnahmegenehmi-
gung gekippt (S. 22).
Zumindest Kinds
Stammverein hat sei-
ner Entmachtung
zugestimmt. Damit
bei der Abstimmung
erst gar nichts
anbrennt, hat der
Unternehmer im Vor-
feld sogar die Aufnah-
me zahlreicher Neu-
mitglieder blockiert.

Statt mit Fans
umgibt sich Kind lie-
ber mit Leuten wie Altkanzler Ger-
hard Schröder, den er als Auf-
sichtsratsvorsitzenden den Türöff-
ner bei der Sponsorensuche spie-
len lässt. Insofern liegt es nahe,
hier jenen Klüngel zu vermuten,
für den Hannover schon länger
bekannt ist.

Allerdings: Die Versuche, die
abwertend als „Vereinsmeier“
bezeichneten Fans auszubrem-
sen, und die Klubs autokratisch
von Konzernstrategen führen zu
lassen, sind keineswegs auf Han-
nover beschränkt. Ausnahmen
von der 50+1-Regel gab es schon
in Leverkusen, Wolfsburg und Hof-
fenheim. Bei RB Leipzig hält

man Vereinsmitglie-
der auch längst für
verzichtbar. Als Argu-
ment nennt der dorti-
ge Sportdirektor: Bei
Porsche und Merce-
des gäbe es auch kei-
ne Mitglieder.

Trotz seines Erfol-
ges hat der 73-jähri-
ge 96-Herrscher
unlängst einen Mit-
streiter gegen die
50+1-Regel verloren:
den Investor von
1860 München,

Hasan Ismaik. Dort war der sportli-
che Abstieg das Ende der All-
machtsbestrebungen.

Wenn der Erfolg ausbleibt, sind
es eben doch wieder die Fans, die
zählen. Vielleicht gibt es auch für
Hannover eine solche sportliche
Lösung.  PETER VIEBIG

NZ-Chefredakteur Stephan Sohr befragt Minister
Christian Schmidt (re.).  Foto: Michael Matejka

US-Sanktionen gegen Russland

Erst einmal abwarten

Die letzte große Panne beim
Nürnberger Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF) wur-
de erst vor drei Monaten bekannt,
da steht schon die nächste ins
Haus – diesmal mit deutlich gravie-
renderen Folgen. Während der
Oberleutnant Franco A., der kaum
Arabisch spricht und trotzdem als
syrischer Flüchtling anerkannt
wurde, noch rechtzeitig enttarnt
werden konnte, war das bei
Ahmad A. nicht der Fall. Franco A.
hatte einen Anschlag begehen
wollen, um ihn syrischen Flüchtlin-
gen in die Schuhe zu schieben. Es
blieb bei den Plänen. Der Palästi-
nenser Ahmad A. hingegen konn-
te die Tat ausführen. Er erstach in
einem Hamburger Supermarkt
einen Mann und verletzte sieben
Menschen.

Hätte all dies verhindert werden
können, wenn das BAMF rechtzei-
tig eingeschritten wäre – indem es
den Flüchtling nach Norwegen

zurückgeschickt hätte? Eindeutig
ist diese Frage zwar nicht zu
beantworten, aber die damalige
BAMF-Leitung muss sich diesem
schwerwiegenden Vorwurf stel-
len. Und die neue Leitung muss
alles tun, damit so etwas nie mehr
passiert.

Im Rahmen der Dublin-Verein-
barung hätte Norwegen den
Mann zurücknehmen müssen,
denn er hatte dort zuerst einen
Asylantrag gestellt. Doch das
BAMF stellte den Antrag erst
nach mehr als neun (!) Wochen,
und genau einen Tag zu spät.

Man muss wissen, dass nur ein
Teil der Wiederaufnahmeersu-
chen erfolgreich ist – und das
Dublin-System dringend refor-
miert werden muss. Aber es gab
eine Chance, den Anschlag zu ver-
hindern. Das BAMF macht es sich
viel zu leicht, allein auf die damali-
ge personelle Unterbesetzung zu
verweisen.  STEPHANIE RUPP

Deryz-Kommentar Landwirtschaftsminister Schmidt im Nürnberger Presseclub

Mehr Bio, weniger Vergeudung

BAMF hätte Ahmad A. nach Norwegen schicken können

Eine Panne mit tödlichen Folgen

Kopf
desTages

Hannover 96 gehört jetzt Martin Kind

Das Ende der Vereinsmeier
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Vorhersage für heute, 14 Uhr MESZ
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DasWetter heute

Wetterlage:

Vorhersage für die Region Nürnberg:

Weitere Aussichten:

Zwischen zwei Tiefs über Südfrankreich
und dem finnischen Meerbusen besteht
auch in Mitteleuropa teilweise eine er-
höhte Schauer- und Gewittertätigkeit.
Zwischendurch scheint, wie auch in den
meisten Regionen Frankreichs, häufig
die Sonne. Nur am Ärmelkanal und auf
den Britischen Inseln ist es unbeständi-
ger. Wechselhaft wird es auch in Nord-
und Osteuropa.

Mal scheint die Sonne, mal ziehen dich-
te Wolkenfelder vorüber. Örtlich gehen
Schauer nieder, vereinzelt können sich
auch noch kräftige Gewitter bilden. 28
bis 31 Grad werden erreicht. Der Wind
weht schwach aus Südwest bis West.

Morgen verschwindet die Sonne häufig
hinter Wolken, die örtlich Regenschau-
er bringen. Vereinzelt entladen sich auch
Gewitter. Die Höchstwerte liegen zwi-
schen 30 und 32 Grad. Am Freitag setzt
sich das wechselhafte Wetter mit Re-
gengüssen und kräftigenGewittern fort.
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Örtlich Regenschauer

Bauernregel /Wassertemperatur Biowetter /Sonne und Mond

Mondphasen:
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Tagesverlauf Nürnberg heute

Erhöhte Belastung.
Die Werte steigen am Nachmittag ört-
lich über 120 μg/m3 Luft. Schutzmaß-
nahmen sind empfehlenswert.

Ozonvorhersage:

Berlin

Düsseldorf
Dresden

München

Stuttgart

HamburgS

O

N

W

Hannover

Frankfurt

Nürnberg

4300 Meter

27°

28°

29°

33°

Nizza 31°

Palma 38°

Innsbruck 30°
Bozen 37°

34°

35°

39°

35°

27°

21°

23°

26°

30°

Niederschlags-
wahrscheinlichkeit

20 %

über
35°

30°
35°

25°
30°

20°
25°

15°
20°

10°
15°

5°
10°

0°
5°

-5°
0°

-10°
-5°

-15°
-10°

unter
-15°

29°
18°

Nullgradgrenze

Bauernregel:

Wassertemperaturen:
Altmühlsee
Brombachsee
Rothsee
Nordsee
Ostsee
Bodensee (Bregenz)
Mittelmeer
Adria
Ägäis
Kanaren

23 Grad
24 Grad
23 Grad

17-20 Grad
17-20 Grad

23 Grad
22-29 Grad
25-27 Grad
23-25 Grad
21-23 Grad

Menschen mit Kreislaufproblemen müs-
sen mit entsprechenden Beschwerden
rechnen. Außerdem fühlt man sich viel-
fach müde und matt.

Die Belastung durchGräser- und Beifuß-
pollen ist schwach bis mäßig. Wegerich-
und Ampferpollen sind nur noch in ge-
ringen Konzentrationen in der Luft.

Biowetter:

Pollenflug:

Der August entspricht dem Februar wie
der Juni dem Dezember.

www.wetterkontor.de
PLZ-Wetter / Wettertelefon / ggf. abweichender Mobilfunktarif
0900 130 041 01 (0,65 EUR/Min.aus dem dt. Festnetz)
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